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Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
alkoholfreie Erfrischungsgetränke 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Unterschiedliche Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Zusammensetzung, die Kennzeichnung und die Aufmachung 
von alkoholfreien Erfrischungsgetränken behindern zur Zeit 
den freien Verkehr mit diesen Getränken und führen zu un- 
gleichen Wettbewerbsbedingungen. 


B. Lösung 

Auf Gemeinschaftsebene die Zusammensetzung alkoholfreier 
Erfrischungsgetränke, die Stoffe, die bei ihrer Herstellung zu- 
gesetzt werden dürfen, und die Bedingungen dieses Zusatzes 
sowie die Vorschriften, denen ihre Kennzeichnung und Auf- 
machung entsprechen müssen, zu regeln. 


C. Alternativen 

Die Festsetzung der Reinheitskriterien für Zusatzstoffe sowie 
die Änderung der Anhänge II und III (färbende und konservie- 
rende Stoffe) nicht nach dem Verfahren des Artikels 11 des 
Richtlinienvorschlags durchzuführen, sondern der einstimmigen 
Beschlußfassung durch den Rat der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vorzubehalten. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über alkoholfreie 
Erfrischungsgetränke 

— Drucksache Vl/681 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dasch 


i. 

Der Vorschlag der Kommission — Drucksache 
VI/681 — ist dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit mit Schreiben des Herrn Präsidenten des 
Deutschen Bundestages am 5. Mai 1970 überwiesen 
worden. Der Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit hat die Vorlage in seiner Sitzung am 17. 
September 1970 behandelt. 


11 . 

Die Vorlage definiert den Begriff „alkoholfreie 
Erfrischungsgetränke" und enthält Bestimmungen 
über deren Herstellung, Zusammensetzung, die 
Kennzeichnung und die Aufmachung. 

Unterschiedliche Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Stoffe, die bei der Herstellung 
alkoholfreier Erfrischungsgetränke zugesetzt werden 
dürfen, die Zusammensetzung dieser Getränke und 
die besonderen Bestimmungen für ihre Kennzeich- 
nung und Aufmachung behindern zur Zeit den freien 
Verkehr mit diesen Getränken und führen zu un- 
gleichen Wettbewerbsbedingungen. Der Richtlinien- 
vorschlag sieht daher eine Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften auf Gemeinschaftsebene vor. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat sich bei der Beratung der Vorlage einge- 


hend mit dem Verfahren des Ständigen Lebens- 
mittelausschusses entsprechend Artikel 10 und 11 
befaßt, durch das unter anderem die Reinheitskrite- 
rien für die zugesetzten Stoffe festgesetzt und eine 
Ergänzung der in den Verzeichnissen — ■ Anhänge II 
und III — aufgeführten Stoffe bewirkt werden soll. 
Der Ausschuß ist nicht der Auffassung, daß es sich 
hierbei lediglich um technische Durchführungsmaß- 
nahmen von geringfügiger Bedeutung handelt, de- 
ren Erlaß der Kommission im Ausschußverfahren 
übertragen werden könnte, sondern vielmehr um 
Maßnahmen von erheblicher sachlicher Bedeutung. 
Diese Maßnahmen müssen nach einmütiger Mei- 
nung des Ausschusses der einstimmigen Beschluß- 
fassung durch den Rat der Europäischen Gemein- 
schaften Vorbehalten bleiben. 

Mit besonderer Besorgnis ist im Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit vermerkt worden, 
daß die deutschen lebensmittelrechtlichen Vorschrif- 
ten, die die gesundheitlichen Belange stärker be- 
rücksichtigen als die Vorschriften der anderen Mit- 
gliedstaaten, nicht als Grundlage für die Harmoni- 
sierung gedient haben. Die Mitglieder des Aus- 
schusses sind übereinstimmend der Auffassung, daß 
aus gesundheitlichen Gründen und zum Schutze des 
Verbrauchers die Verwendung färbender Stoffe bei 
der Herstellung alkoholfreier Erfrischungsgetränke 
grundsätzlich abgelehnt werden soll. Die Färbung 
ist auch aus wirtschaftlichen Erwägungen weder er- 
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wünscht noch erforderlich. Die Verwendung konser- 
vierender Stoffe soll nur insoweit gestattet werden, 
als diese Stoffe aus den verwendeten Ausgangsstof- 
fen stammen. 

III. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit empfiehlt, von dem Richtlinienvorschlag 


— Drucksache VI/ 681 — zwar Kenntnis zu nehmen, 
die Bundesregierung jedoch zu ersuchen, bei den 
weiteren Verhandlungen in Brüssel nachdrücklich 
darauf hinzuwirken, daß dem deutschen Anliegen 
entsprochen wird. Für den Fall, daß dem deutschen 
Standpunkt, insbesondere bei der Verwendung fär- 
bender Stoffe, nicht Rechnung getragen wird, sollte 
die Bundesregierung dem Richtlinienvorschlag ihre 
Zustimmung nicht erteilen. 


Bonn, den 17. September 1970 


Dasch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag der Kommission — Druck- 
sache VI/681 — Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den wei- 
teren Verhandlungen in Brüssel nachdrücklich 
darauf hinzuwirken, daß 

a) die Aufgaben des Ständigen Lebensmittel- 
ausschusses auf technische Maßnahmen von 
untergeordneter Bedeutung beschränkt wer- 
den und 

b) die Verwendung färbender Stoffe zumindest 
bei Fruchtsaftgetränken und Limonaden nicht 
gestattet wird, 

Falls eine solche Regelung nicht erreicht werden 
kann, sollte die Bundesregierung der Richtlinie nicht 
zustimmen. 


Bonn, den 17. September 1970 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Dasch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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